
14 RECHTSPANORAMA MONTAG, 22. JÄNNER 2024

Wien. Was lange währt, wird endlich
gut? Den dräuenden Wahlkämpfen
zum Trotz hat die Bundesregierung
nun einen Entwurf des neuen Elek-
trizitätswirtschaftsgesetzes – kurz
ElWG – in Begutachtung geschickt
(„Die Presse“ hat berichtet). Zwei-
fellos ein mutiger Schritt, denn ob
die notwendige Zweidrittelmehr-
heit im Nationalrat erreicht werden
kann, steht in den Sternen. Das
neue Gesetz enthält zudem einige
Bestimmungen, die politisch an-
ecken könnten – man denke zum
Beispiel an die umfassenden Neu-
regelungen zum Verbraucher-
schutz oder an das altbekannte und
viel diskutierte Thema „Grundver-
sorgung mit Elektrizität“.

„Prosumer“ statt „Consumer“

Eines der Ziele des ElWG: Die För-
derung der aktiven Teilnahme der
Verbraucher am Energiemarkt. Was
bereits 2021 mit dem Erneuerba-
ren-Ausbau-Gesetz begonnen hat,
soll durch das ElWG fortgeführt
werden – der „Prosumer“ (Produ-
zent und Konsument in Personal-
union) betritt als sogenannter „Ei-
genversorger“ den Energiemarkt.

Mittlerweile altbekannt sind
Energiegemeinschaften oder ge-
meinschaftliche Erzeugungsanla-
gen als Formen der gemeinsamen
Energieerzeugung und Energiever-
wertung. Mit dem ElWG neu am
Markt: „Eigenversorger“ und „Peer-
to-Peer-Verträge“. Damit soll es in
Zukunft noch einfacher sein, als
Stromerzeuger, beispielsweise mit
einer Fotovoltaikanlage auf dem
Hausdach, am Strommarkt teilzu-
nehmen und überschüssigen Strom
abzugeben, ohne an einen großen
Energieabnehmer (und an dessen
Einspeisetarife) gebunden zu sein.

Die Entfesselung des Strom-
marktes also? Nicht ganz, denn die
neuen Instrumente sind an Bedin-
gungen geknüpft. Um Strom über
einen „Peer-to-Peer-Vertrag“ zu
handeln, also beispielsweise im
Nachbarschaftsverhältnis, muss

der Erzeuger selbst auch Endkunde
sein. Außerdem muss die Energie
selbst erzeugt werden und darf nur
erneuerbarer Strom weitergegeben
werden, nicht beispielsweise Wär-
me. Im Übrigen dürfen Peer-to-
Peer-Verträge nur zusätzlich zu ei-
nem regulären Liefervertrag abge-
schlossen werden und müssen die
Teilnehmer über intelligente Mess-
geräte (Smart Meter) verfügen.

Zwei Schritte nach vorne, einer
zurück? Mitnichten, denn die neu-
en regulatorischen Regelungen
sind in der Zusammenschau äu-
ßerst effektiv: „Peer-to-Peer-Verträ-
ge“ können mit Personen im ge-
samten Bundesgebiet abgeschlos-
sen werden, es gibt keine
technischen oder geographischen
Begrenzungen. Ausgeschlossen
sind nur „gewerbliche Eigenversor-
ger“ (gemeint sind wohl Elektrizi-
tätsunternehmen), nicht jedoch
große Unternehmen.

Schließen Endkunden Peer-to-
Peer-Verträge ab oder nehmen sie
an Energiegemeinschaften teil, sol-
len Lieferanten nach dem neuen
Gesetz auch keine Mindestliefer-
mengen mehr festlegen dürfen. Da-
mit können in Zukunft auch Kun-
den, die über keine eigene PV-Anla-
ge verfügen, an der Energiewende

partizipieren, wodurch die gemein-
schaftliche Nutzung des erneuer-
baren Stroms wesentlich erleichtert
wird.

Einspeisestopp adé?

Um der Energiewende zum vollen
Durchbruch zu verhelfen, braucht
es starke Stromnetze. In Zeiten re-
gionaler „Einspeisestopps“ ist diese
Binsenweisheit aktueller denn je.
Da der Ausbau der Stromnetze
nicht mit dem Ausbau von Öko-
stromanlagen mithalten kann, sieht
das ElWG nun den „flexiblen Netz-
zugang“, das heißt die flexible Nut-
zung des Stromnetzes, vor.

Der regionale Stromnetzbetrei-
ber hat die Möglichkeit eines flexi-
blen Netzzugangs zu prüfen, soweit
dem Kunden der Netzzugang nicht
im begehrten Ausmaß oder Zeit-
raum gewährt werden kann. Dies ist
beispielsweise dann der Fall, wenn
ein Stromnetz in einem bestimm-
ten Gebiet noch nicht ausreichend
ertüchtigt wurde. Durch den flexi-
blen Netzzugang soll der Netzan-
schluss von Erzeugungsanlagen er-
leichtert werden, indem für einen
bestimmten Zeitraum nur ein Teil
des produzierten und nicht selbst
verbrauchten Stroms in das Strom-
netz eingespeist werden kann.

Im Fall eines neuen oder geän-
derten Netzzugangs eines einspei-
senden Netzbenutzers kann ver-
traglich vorgesehen werden, dass
der Netzbetreiber die maximale
netzwirksame Leistung vorgibt. Das
ist zu begrüßen, weil der Anreiz für
den Ausbau Erneuerbarer gestärkt
wird und Interessenten nicht abge-
schreckt werden. Die vorgegebene
netzwirksame Leistung darf für Fo-
tovoltaik- und Windkraftanlagen
auf bestimmten Netzebenen 80 bzw
90% der Maximalkapazität jedoch
nicht unterschreiten. Auf den ers-
ten Blick ist dies eine hohe Hürde.
Es wird sich zeigen, inwieweit diese
Möglichkeit tatsächlich zu einer
Verbesserung der aktuellen Situati-
on führt. Jedenfalls positiv hervor-
zuheben ist, dass der Gesetzgeber
den Netzbetreibern und den Netz-
kunden nun eine Möglichkeit an
die Hand gibt, bestehenden Proble-
men entgegenzuwirken und die
Energiewende auf diesem Weg ein
Stück voranzutreiben.

Netzausbau beschleunigen

Das ElWG setzt den regulatorischen
Rahmen der Energiewende. Damit
allein wird die Transformation des
Energiesystems freilich nicht gelin-
gen, trotzdem ist das ElWG unver-

zichtbar. Es stärkt die Rechte der
Netzkunden, führt neue Instru-
mente zur Dezentralisierung des
Energiesystems ein und gibt den
Netzbetreibern wirkungsvolle In-
strumente zur Lösung aktueller
Probleme an die Hand. Damit wer-
den alle Stakeholder des Strom-
markts bedient, kritische Stimmen
werden freilich dennoch nicht aus-
bleiben. Eines scheint aber klar: Am
regulatorischen Rahmen wird die
Energiewende nicht scheitern.

Für die Erreichung einer klima-
neutralen Zukunft wird es freilich
darauf ankommen, dass die Strom-
netze mit dem Erneuerbaren-Aus-
bau Schritt halten können. Für den
Netzausbau gilt die Devise: Mehr,
schneller und rechtssicherer. Am
dahingehenden nächsten Puzzle-
stein wird bereits gefeilt: Mit dem
die europäische Erneuerbare-Ener-
gien-Richtlinie („RED III“) um-
setzenden, für dieses Jahr zu er-
wartenden Erneuerbaren-Ausbau-
Beschleunigungsgesetz („EABG“)
besteht die Chance auf tatsächliche
Erleichterungen – politischer Wille
und Weitsicht vorausgesetzt.
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Events der Woche

D ie Initiatorin von Frauen in der
Umwelt, PHH-Partnerin Stefa-

nieWerinos, startete das neue Jahr
mit einem Netzwerktreffen der Ini-
tiative, die sich exklusiv an Exper-
tinnen in den Bereichen Umwelt,
Umweltrecht und Umwelttechnik
richtet. Gefeiert wurde im gemütli-
chen Rahmen bei PHH Rechtsan-
wältinnen in Wien. „Ich selbst leite
bei PHH ein Frauenteam, doch ge-
rade in denBereichenUmwelt, Um-
weltrecht und Technik sind wir oft
Exotinnen“, sagt Stefanie Werinos
zu ihrerMotivation, aktivFrauenzu
vernetzen.

I hren Startschuss ins Superwahl-
jahr 2024 beging die Rechtsan-

waltskammer Wien Dienstagabend
mit dem traditionellen Neujahrs-
empfang in der Aula der Akademie
der Wissenschaften in der Wollzei-
le. Präsident Michael Rohregger
betonte beim Branchenstelldich-
ein, dass das hoheNiveauder öster-
reichischen Justiz und der Rechts-

staatlichkeit erhaltenbleibenmuss.
Unter den 180 geladenen Gästen
war auch Alma Zadić, Bundesmi-
nisterin für Justiz.

Deals der Woche

I n Kürze kommt die erste PwC-
Ausbildungsplattform für Auf-

sichtsrät:innen, inklusive eigener
Aufsichtsrats-App. Ziel ist es, Auf-

sichtsrät:innen sowie Aufsichts-
ratsanwärter:innen das juristische
und betriebswirtschaftliche Rüst-
zeug für die erfolgreiche Ausübung
ihres Aufsichtsratsmandats zu ge-
ben. „Ein starker und divers aufge-
stellter Aufsichtsrat ist ein wichti-
ger Erfolgsfaktor für ein Unterneh-
men. Doch nicht alle Aufsichtsrats-
mitglieder verfügen über das fach-

spezifische Wissen, um den er-
höhten Anforderungen gerecht zu
werden“, so Rudolf Krickl, CEO
von PwC Österreich.

D ie Wirtschaftskanzlei AKELA
hat die Grazer CMTAAG bei ih-

rer WAG-Konzessionserweiterung
beraten. „Das Verfahren war hoch-
komplex und konnte dennoch auch

dank der konstruktiven Zusam-
menarbeit mit der FMA rasch und
ohne Vorbehalte oder Auflagen ab-
geschlossenwerden“, so die beiden
AKELA-PartnerMartin Pichler und
Michael Kollik.

T rotz des herausfordernden
Marktumfelds konnte sich De-

loitte im vergangenen Jahr zum
19. Mal in Folge als der führende
M&A-Berater in Österreich bewei-
sen, gemessen an der Anzahl der
begleiteten Transaktionen. So wur-
den etwa unter der Leitung der drei
Deloitte-Partner Albert Hannak,
Bernhard Hudernik und Thomas
Göritzer in Österreich zwölf Deals
erfolgreich abgeschlossen.

Branchen-News aus der Welt des Rechts

PHH-Partnerin Stefanie Werinos
eröffnet den Neujahrsempfang von
Frauen in der Umwelt. [PHH Rechtsanwält:innen ]
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Justizministerin Alma Zadić und
Michael Rohregger, Präsident der
Rechtsanwaltskammer Wien. [Beigestellt]

Die AKELA-Partner Michael Kollik und
Martin Pichler haben die Grazer CMTA
AG erfolgreich beraten. [Beigestellt]
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